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Erster Teil: 

Einleitung und Rechtsquellen 

§ 1 : 

Einleitung 

Zustellungen und Beweisaufnahmen im Ausland gehören zum 
Bereich der internationalen Rechtshilfe . Nach den allge-
meinen Grundsätzen des Völkerrechts sind die Staaten nicht 

2 
verpflichtet, einander Rechtshilfe zu gewähren . Sie kön-
nen jedoch vertraglich vereinbaren, in gewissem Umfang 
rechtliche Maßnahmen auf ihrem Gebiet zu dulden (passive 
Rechtshilfe) oder fremden Gerichten und Behörden beim Ver-
fahren behilflich zu sein (aktive Rechtshilfe). 

Seitdem die Bundesrepublik Deutschland das Haager Zu-
stellungsübereinkommen (ZÜ) und das Haager Beweisüberein-
kommen (BÜ) zehn bzw. sieben Jahre nach den Vereinigten 
Staaten im Juni 1979 ratifiziert hat"^, ist der deutsch-

1 ' Der § 2 Abs. 1 ZRHO definiert die internationale 
Rechtshilfe als "jede gerichtliche oder behördliche 
Hilfe in einer bürgerlichen Rechtsangelegenheit, die 
entweder zur Förderung eines inländischen Verfahrens 
im Ausland oder zur Förderung eines ausländischen 
Verfahrens im Inland geleistet wird." 

2 Ausführliche Hinweise dazu gibt Harvard Law School, 
Am.J.Int.L. 33 (Supp. 1939) 43. 

3 Das Zustellungsübereinkommen trat für die Vereinigten 
Staaten am 10. Februar 1969 in Kraft (20 U.S.T. 361) 
und für die Bundesrepublik Deutschland am 26. Juni 
1979 (BGBl. II 779); das Beweisübereinkommen für die 
Vereinigten Staaten am 7. Oktober 1972 (23 U.S.T. 
2555) und für die Bundesrepublik am 26. Juni 1979 
(BGBl. II 780). 
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amerikanische Rechtshilfeverkehr in großem Umfang ver-
traglich geregelt. Die Haager Übereinkommen ersetzen für 
die Bundesrepublik Deutschland die ersten beiden Ab-
schnitte der Haager Zivilprozeßübereinkommen von 1905 
und 1954 (Art. 22 ZÜ, Art. 29 BÜ) und ergänzen einander. 
In der Bundesrepublik ist der Zusammenhang der Regelung 
von Auslandszustellungen und ausländischen Beweisauf-
nahmen durch die Zusammenfassung der beiden überein-

4 
kommen in einem Zustimmungsgesetz und in einem Aus-
führungsgesetz (AusfG) hervorgehoben. Es sollte der Ge-
fahr begegnet werden, daß der in den Haager Zivilprozeß-
übereinkommen von 1905 und 1954 festgelegte einheitliche 
Übermittlungsweg für Zustellungs- und Beweisaufnahme-
ersuchen aufgegeben werden könnte . 

Zustellungen und Beweisaufnahmen aufgrund der Haager 
Übereinkommen können in einem einzigen Prozeß Bedeutung 
erlangen, wenn z.B. bei einem amerikanischen Produkt-
haftpflicntprozeß gegen einen deutschen Automobilher-
steller sowohl die Zustellung der Klagschrift nebst La-
dung als auch die Beweisaufnahmen in der Bundesrepublik 
erfolgen. Die erheblichen Unterschiede im deutschen und 
amerikanischen Prozeßrecht bereiten in beiden Fällen 
Probleme, zu deren Lösung die Haager übereinkommen bei-
tragen können. Zur Illustration seien zwei besonders 
gravierende Divergenzen genannt: 

(1) Nach amerikanischem Verfahrensrecht reicht in 
vielen Fällen die Zustellung der Klagschrift durch den 
klägerischen Anwalt mittels gewöhnlichen Postbriefes 
(Rule 4 [i]CD] F.R.C.P.) aus, um den Empfänger in die 
Rolle einer beklagten Prozeßpartei zu versetzen. Will 
der deutsche Zustellungsadressat ein Versäumnisurteil 

4 BGBl. 1977 II 1452. 
3 BGBl. 1977 I 3105 (siehe Anh. Nr. 3). 
6 Denkschrift ZÜ, BT-Drucks. 7/4392 S. 39. 
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vermeiden, muß er gerade zu Beginn des Prozesses die 
richtigen Maßnahmen ergreifen. Hier kann der Zustellungs-
adressat sich auf das Haager Zustellungsübereinkommen 
stützen. Es hat einen formalisierten Weg für die Zustel-
lung gerichtlicher Schriftstücke an deutsche Adressaten 
eingeführt und kann auf diese Weise die rechtliche Stel-
lung deutscher Beklagter verbessern. 

(2) Das amerikanische Verfahrensrecht erlaubt weit-
gehende Erforschungsmöglichkeiten im Beweisermittlungs-
verfahren ("pre-trial discovery"), das nach Rechtshän-
gigkeit einer Klage die mündliche Verhandlung vor dem 
Richter ("trial") vorbereitet. Dabei können durch Partei-
befragung, Urkundenvorlage, Augenschein, körperliche 
Untersuchungen und Zeugenvernehmungen alle Tatsachen 
erforscht werden, die im Zusammenhang mit dem Verfahren 
stehen, jedoch nicht in strengem Sinn entscheidungs-
erheblich sein müssen (vgl. Rules 26-31 F.R.C.P.). Für 
den Schutz deutscher Unternehmen vor verfahrensmäßiger 
Ausforschung durch ausländische Konkurrenzunternehmen 
ist von grundlegender Bedeutung, ob das Haager Beweis-
Übereinkommen sich in den Händen deutscher Behörden 
und Gerichte als wirksames Instrument zum Schutz vor 
Ausforschung erweist. Nach Art. 23 BÜ kann jeder Vertrags-
staat erklären, daß er das "pre-trial discovery of docu-
ments" ablehnt. Fraglich bleibt aber, ob das Beweisüber-
einkommen nicht eine einseitige Lösung zulasten des 
amerikanischen Beweisermittlungsverfahrens fördert. Die 
auf Grund einer Initiative des Generalsekretärs der Haa-
ger Konferenz eingesetzte Expertenkommission, die die 
Zusammenarbeit der Vertragsstaaten auf der Grundlage des 
Zustellungsübereinkommens fördern soll,gab im Jahre 19 78 
zu, daß das Beweisübereinkommen "had been poorly drafted 
as shown by the misunderstanding resulting from the ex-

Dazu gehört insbesondere die Zustellung mittels 
Rechtshilfeersuchen nach Art. 2 ff. ZÜ. 
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pression employed, pre-trial discovery"0; der Bericht der 
amerikanischen Delegierten spricht von einem, "gross 
misunderstanding" des nach Art. 23 BÜ möglichen Vorbe-
haltes9 . 

Im folgenden soll das Haager Zustellungsübereinkommen 
zusammen mit dem Haager Beweisübereinkommen untersucht 
werden. Die Arbeit möchte herausfinden, inwieweit beide 
Übereinkommen den Rechtshilfeverkehr zwischen den Vertrags-
staaten - insbesondere zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten - erleichtern. 
Zu diesem Zweck sollen die wichtigsten Züge der Über-
einkommen untersucht werden und der vertraglose mit dem 
vertraglichen deutsch-amerikanischen Rechtshilfeverkehr 
verglichen werden. 

o Report of the Permanent Bureau, Int.Leg.Ilat. 17 
(1978) 1423 

9 Report of the U.S. Delegation, Int.Leg.Mat. 17 (1978) 
1421; ebenso Lowenfeld, IPRax 1934, 51, 53. 



§ 2: 

Quellen 

Die Quellen der vorliegenden Arbeit sind die Staatsver-
träge und das autonome Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Vereinigten Staaten auf dem Gebiet des 
internationalen Zivilprozeßrechts. 

I. Staatsverträge 

An Staatsverträgen sind zu nennen: 
Übereinkommen über die Zustellung gerichtlicher und 
außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil-
oder Handelssachen vom 15. November 1965 (ZÜ)1 ; 

Bundesrepublik Deutschland: BGBl. 1977 II 1453 (siehe 
Anh. Nr. 1); hierzu die Denkschrift zum Übereinkom-
men, BTDrucks. 7/4892, S. 38-50, die Erklärung der 
Bundesrepublik Deutschland in der Bekanntmachung vom 
21. Juni 1979, BGBl. II 779 (siehe Anh. Nr. 4) (im 
folgenden Bekanntmachung ZÜ 19 79) und die Erklärungen 
der anderen Vertragsstaaten in der Bekanntmachung vom 
23. Juni 1980, BGBl. II 907 (siehe Anh. Nr. 6) (im 
folgenden Bekanntmachung ZÜ 1980). Das Zustellungs-
übereinkommen ist abgedruckt bei Bülow/Böckstiegel 
A I 2b; Baumbach/Lauterbach/Hartmann AnhT § 202; 
Schütze, IntZPR C III 1; Vereinigte Staaten:20 U.S.T. 
361; T.I.A.S. No. 6638; 28 U.S.C.A. app. Rule 4 
F.R.C.P. (1959 & Supp. 1983) mit den Erklärungen der 
Vertragsstaaten. Zu dem Übereinkommen siehe: Message 
from the President of the United States, S. Exec. 
C, 90th Cong., Ist Sess. 1-22 (Jan. 31, 1967); S. 
Exec. Rep. No. 6, 90th Cong., Ist Sess. 1-16 (April 
12, 1967). Das Zustellungsübereinkommen ist in eng-
lischer Sprache abgedruckt bei Martindale/Hubbell 4545. 
Vertragsstaaten sind nach dem Stand vom 31. Dez. 1983 
auch Ägypten, Barbados, Belgien, Botsuana, Dänemark, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Israel, Italien, 
Japan, Luxemburg, Malawi, Niederlande, Norwegen, Por-
tugal, Schweden, Seschellen, Tschechoslowakei, Türkei 
und das Vereinigte Königteich: Beilage zum Bundesge-
setzblatt, Teil II, Fundstellennachweis B, S. 331 f. 
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Übereinkommen über die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil-
oder Handelssachen vom 18. März 1970 (BÜ) ; 

Übereinkommen über den Zivilprozeß vom 1. Mäjz 19543 
Abkommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 ; 

Abkommen zur Regelung von Fragen des internationalen 
Privatrechts vom 14. November 1896 mit Zusatzprotokoll 
vom 22. März 18975. 
Deutsch-amerikanischer Notenwechsel vom 17.10.1979 / 
1.2. 1980 und 14./30.10.1981 über die Weitergeltung der 
deutsch-amerikanischen Vereinbarung von 1955/56 über die 
Beweisaufnahme durch Konsuln . 

2 
Bundesrepublik Deutschland: BGBl. 1977 II 1472 (siehe 
Anh. Nr. 2); hierzu die Denkschrift zum Übereinkommen, 
BTDrucks. 7/4892 S. 53-59, die Erklärung der Bundesre-
publik Deutschland in der Bekanntmachung vom 21. Juni 
1979, BGBl. II 780 (siehe Anh. Nr. 5) (im folgenden 
Bekanntmachung BÜ 19 79) und die Erklärungen der anderen 
Vertragsstaaten in der Bekanntmachung vom 5. September 
1930, BGBl. II 1290 (siehe Anh. Nr. 7) (im folgenden Be-
kanntmachung BÜ 1930). Das Beweisübereinkommen ist abge-
druckt bei Bülow/Böckstiegel A I 3b; Baumbach/Lauter-
bach/Hartmann Anh. § 363; Schütze IntZPR C III 1; 
Vereinigte Staaten: 23 U.S.T. 2555, T.I.A.S. No. 7444; 
28 U.S.C.A. app. § 1781 (1967 & Supp. 1983). Zu dem 
Übereinkommen siehe Amram, S. Exec. A, 92nd Cong., 
2a Sess. 11-42 (Feb. 1, 1972). Das Beweisübereinkommen 
ist in englischer Sprache abgedruckt bei Martindale/ 
Hubbell 4556. Vertragsstaaten sind nach dem Stand vom 
31. Dez. 1983 auch Barbados, Dänemark, Finnland, Frank-
reich, Israel, Italien, Luxemburg, Niederlande, Nor-
wegen, Portugal, Schweden, Singapur, Tschechoslowakei 
und das Vereinigte Königreich: Beilage zum Bundesge-
setzblatt, Teil II, Fundstellennachweis B, S. 359. 

3 BGBl. 1958 II 557. Das Übereinkommen ist abgedruckt bei 
Bülow/Böckstiegel A l b . Vertragsstaaten sind nach dem 
Stand vom 31. Dez. 1983 Ägypten, Belgien, Dänemark, 
Finnland, Frankreich, Israel, Italien, Japan, Jugos-
lawien, Libanon, Luxemburg, Marokko, Niederlande, Nor-
wegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Schweiz, Sowjetunion, Spanien, Suriname, Tschechoslo-
wakei, Türkei, Ungarn und Vatikanstadt: Beilage zum 
Bundesgesetzblatt, Teil II, Fundstellennachweis B, 
S. 24. 

4 RGBl. 1909 I 409. Das Abkommen ist abgedruckt bei 
Bülow/Böckstiegel A I 1. Es gilt nach dem Stand vom 
31. Dez. 1983 für die Bundesrepublik nur noch im Ver-
hältnis zu Island weiter: Beilage zum Bundesgesetzblatt, 
Teil II, Fundstellennachweis B, S. 137. 

5 RGBl. 1899, 285, 295. 

^ Im folgenden deutsch-amerikanischer Notenwechsel; der 
(unveröffentlichte) Text ist abgedruckt im Anh. Nr. 13. 
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II. Autonomes Recht 

1. Bundesrepublik Deutschland 
Das autonome Recht der Bundesrepublik Deutschland auf 

dem Gebiet des internationalen Zivilprozeßrechts umfaßt 
folgende Regelungen: 
Gesetz vom 22. Dezember 19 77 zur Ausführung des Haager 
Übereinkommens vom 15. November 1965 über die Zustellung 
gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im 
Ausland in Zivil- oder Handelssachen und des Haager 
Übereinkommens vom 18. März 1970 über die Beweisaufnahme 
im Ausland in Zivil- oder Handelssachen (AusfG)?; 

Zivilprozeßordnung vom 30. Januar 1877 (RGBl. 83) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. September 1950 
(BGBl. 533)(ZPO); 

Rechtshilfeordnung für Zivilsachen vom 19. Oktober 
1956 i.d.F. der 2. Auflage vom Februar 1976, zuletzt 
geändert durch die 7. Ergänzungslieferung vom Dezember 
1982 (ZRHO)8. 

2. Vereinigte Staaten 
Das autonome Recht der Vereinigten Staaten auf dem 

Gebiet des internationalen Zivilprozeßrechts ist in 
folgenden Vorschriften geregelt: 

7BGB1. 1977 I 3105 (siehe Anh. Nr. 3); hierzu die amt-
liche Begründung in BTDrucks. 7/4893 S. 5-10. 
g 
Die Rechtshilfeordnung für Zivilsachen erscheint im 
amtlichen Abdruck des Kulturbuch-Verlages, GmbH, Berlin 
30, Passauer Str. 4. Das Inkrafttreten und die jeweili-
gen Änderungen der ZRHO werden für den Bereich der 
Bundes ¡Justizverwaltung im Bundesanzeiger bekannt gemacht 
und für den Bereich der Landesjustizverwaltungen in 
den jeweiligen Justizverwaltungsblättern der Länder: 
siehe die Nachweise bei Bülow/Böckstiegel G I S. 900.1 
N. 2 , 3 und S. 900. 2 N. 4. Die 7 . Ergänzungslieferung 
wurde mit Schreiben vom 31.3.1983 an die Gerichte ausge-
geben: Justiz 1983, 152. Der Allgemeine Teil der ZRHO 
ist abgedruckt bei Bülow/Böckstiegel G I, der Länder-
teil der ZRHO wird nur im amtlichen Abdruck an die 
Bundes- und Landesjustizverwaltungen abgegeben. 
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Bund'. Federai Rules of Civil Procedure (F.R.C.P.), 
insbesondere 28 Ü.S.C.A. Rule 4 F.R.C.P. (1959 & Supp. 
1983) Rules 26-33 F.R.C.P. (1973 & Supp. 1983), Rules 
34-37 F.R.C.P. (1969 & Supp. 1983), Rules 44, 45 F.R.C.P. 
(1969 & Supp. 1983); Judiciary und Judicial Procedure, 
insbesondere 28 U.S.C.A. §§ 1696, 1781-84 (1967 & Supp. 
1983); Federai Rules of Evidence (F.R.E.), insbesondere 
28 U.S.C.A. Rules 501 ff. F.R.E. (1975 & Supp. 1983). 

Bundesstaaten: Es gilt das jeweilige Prozeßrecht der 
Bundesstaaten, das zum Teil erhebliche Unterschiede 
aufweist.Einheitliche Regelungen sind der Uniform Inter- • 
state and International Procedure Act (Uniform Act), 
insbesondere 13 U.L.A. §§ 2.01-2.05, 3.01-3.03 (1980 & 
Supp. 1983)9; Uniform Rules of Evidence (U.R.E.), insbe-
sondere 13 U.L.A. Rules 501 ff. U.R.E. (1980 & Supp. 
1983)10. 

® Der Uniform Act entspricht im wesentlichen den bundes-
staatlichen Vorschriften, die Zustellungen und Beweis-
aufnahmen im Ausland regeln (Rules 4 ri], 28 [bJ 
F.R.C.P; 28 U.S.C.A. §§ 1696, 1782). Der Uniform Act 
ist abgedruckt im 13 ü.L.A. 461 ff. (1980) 209 ff. 
(Supp. 1983). Er ist mit einigen Abänderungen in 
sieben Bundesstaaten übernommen worden, und zwar in 
Arkansas, District of Columbia, Massachusetts, Michigan, 
Oklahoma, Pennsylvania, Virgin Island: 13 U.L.A. 459 
(1980) 209 (Supp. 1983). 

1(^Die Uniform Rules of Evidence entsprechen im wesent-
lichen den Vorschriften der Federal Rules of Evidence. 
Die Uniform Rules of Evidence sind abgedruckt in 13 
U.L.A. 209 ff. (1980) 11 ff. (1983). Sie sind mit 
einigen Abänderungen in zwanzig Bundesstaaten übernom-
men worden, und zwar in Arizona, Arkansas, Colorado, 
Florida, Hawai, Maine, Michigan, Minnesota, Montana, 
Nebraska, Nevada, New Mexiko, North Dakota, Ohio, 
Oklahoma, Puerto Rico, South Dakota, Washington, 
Wisconsin, Wyoming: 13 U.L.A. 209 (1980) 11 (Supp. 
1983). 



Zweiter Teil: 

Haager Zustellungsübereinkommen 

2._Abschnitt^ 
Inhalt des Übereinkommens im allgemeinen 

§ 3: 
Nationale Ausgangssituationen 

I. Bundesrepublik Deutschland 

Das Deutsche Reich bzw. die Bundesrepublik Deutschland 
haben seit Beginn an den Tagungen der Haager Konferenz 
teilgenommen. Sie sind daher Vertragspartner aller drei 
Haager Zivilprozeßübereinkommen^. Die Bundesrepublik 
Deutschland bzw. das Deutsche Reich haben darüber hin-
aus eine erhebliche Anzahl bilateraler Rechtshilfever-

2 
träge mit anderen Staaten abgeschlossen . Besondere Be-
deutung kommt dem deutsch-britischen Abkommen über den 3 
Rechtsverkehr vom 20. März 19 28 zu . Das Abkommen zeigt 
zum ersten Mal ein weitgehendes Entgegenkommen zwischen 
dem kontinental-europäisch geprägten Recht des Deutschen 

1 Zur Geschichte der Haager Zivilprozeßübereinkommen 
von 1896, 1905 und 1954 siehe Bülow/Böckstiegel A I 
1a m.w.Nachw. 

2 Ein großer Teil dieser bilateralen Rechtshilfever-
träge ist abgedruckt in Bülow/Böckstiegel A II. 

3 RGBl. II 623; das Abkommen ist abgedruckt und kommen-
tiert bei Bülow/Böckstiegel A II S. 520. 8 ff.; siehe 
auch Jonas, Das Deutsch-Britische Abkommen über den 
Rechtsverkehr v. 20. März 1928: JW 1929 I, S. 88 f. 
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Reiches und dem britischen common law . Daher beschränkt 
sich für die Bundesrepublik die allgemeine Bedeutung 
des Haager Zustellungsübereinkommens auf eine teilweise 
"Modernisierung" der auch für die Bundesrepublik geltenden 
multilateralen Haager Prozeßübereinkommen. Sonstige 
völkerrechtliche Vereinbarungen der Bundesrepublik 
Deutschland über Auslandszustellungen bleiben von der 
Zustellungskonvention unberührt (Art. 32 ZÜ). 

Für den deutsch-amerikanischen Rechtshilfeverkehr 
spielt das Zustellungsübereinkommen eine größere Rolle. 
Aus deutscher Sicht hatte zwar bereits die amerikanische 
Prozeßrechtsreform der Jahre 1962-64^ die wesentlichen 
Schwierigkeiten bei der Zustellung deutscher Schrift-
stücke in den Vereinigten Staaten beseitigt . Jedoch 
hat das Übereinkommen den Zustellungsverkehr zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und einem seiner wichtig-
sten Wirtschaftspartner , nämlich den Vereinigten Staaten, 
zum ersten Mal auf eine vertragliche Grundlage gestellt^. 

II. Vereinigte Staaten 

Im Gegensatz zu dem Deutschen Reich bzw. der Bundesre-
publik Deutschland sind die Vereinigten Staaten erst im g 
Jahre 1964 Mitglied der Haager Konferenz geworden . Vor 
der Ratifizierung des Zustellungsübereinkommens im Jahre 
1969 waren die Vereinigten Staaten niemals einem allge-

4 Vgl. Jones, Geo.Wash.L.Rev. 29 (1961) 534. 
5 Siehe dazu unten S. 13 f. m.w.Nachw. 
6 Siehe dazu unten S. 25 ff. m.w.Nachw. 
•7 
Dies betont auch die Bundesregierung in Denkschrift 
ZU, BTDrucks. 7/4892 S. 1. 

8 T.I.A.S. No. 5710. 
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